
 

 

Vorlage an die Stadtverordnetenversammlung 

Vorlagennummer: STV/1973/2014 
Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 
Datum: 22.01.2014 

 
Amt: Büro der Stadtverordnetenversammlung 
Aktenzeichen/Telefon: - Al -/1032 
Verfasser/-in: Michael Oswald und Klaus Peter Möller, CDU-Fraktion 
 
 
Beratungsfolge Termin Zuständigkeit 
Magistrat  Zur Kenntnisnahme 
Stadtverordnetenversammlung  Entscheidung 
Ausschuss für Planen, Bauen, Umwelt und Verkehr  Zur Kenntnisnahme 
 
 
Betreff: 
Bericht zur Ungleichbehandlung von unzulässigem Gehwegparken 
- Antrag der CDU-Fraktion vom 11.12.2013 - 
 
 
Antrag: 
„Der Magistrat der Universitätsstadt Gießen wird gebeten zu berichten, inwieweit eine im 
Stadtgebiet gleichmäßige Handhabe bei der Ahndung von ‚unzulässigem 
Gehwegparken’ durch die damit befassten Mitarbeiter des Ordnungsamtes und 
Beauftragter gewährleistet werden kann.“ 
 
 
Begründung: 
Im Stadtgebiet wird das unzulässige Parken auf den Gehwegen unterschiedlich geahndet. 
Während in einigen Bereich der Stadt konsequent dagegen vorgegangen wird, wenn 
PKW teilweise auf den Gehwegen parken, werden in anderen Stadtteilen vergleichbare 
oder in einem deutlicheren Ausmaß anzutreffende Situationen nicht geahndet. 
Dies stellt eine Ungleichbehandlung von PKW-Nutzern und Fußgängern dar. 
Nach Aussage von vor Ort angetroffenen „Kontrolleuren des ruhenden Verkehr“ gibt es 
für manche Bereiche der Stadt die Vorgabe/Anweisung/Empfehlung, das 
Gehwegparken nicht konsequent zu ahnden, weil die Beschwerden über die 
Regelmäßigkeit von verhängten Ordnungsgeldern minimiert werden sollen. Diese 
(gezielte) Ungleichbehandlung führt dazu, dass in einigen Straßen konsequent auf den 
Gehwegen geparkt wird, obwohl eine Nutzung der Gehwege dadurch ersichtlich kaum 
mehr möglich ist. Dies betrifft Fußgänger im Allgemeinen ebenso, wie auch Kinder, 
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denen zwar der „sichere“ Schulweg durch Nutzung des Gehweges vermittelt werden soll, 
dies aber daran scheitert, dass teilweise kaum mehr eine nennenswerte Gehwegbreite 
vorhanden ist. 
 
 
Michael Oswald Klaus Peter Möller 
Stadtverordneter Fraktionsvorsitzender 
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